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Feststellung: 

Die Haushalte der Jahre 2019 und 2020 sind durch die Inanspruchnahme

der Ausgleichsrücklage fiktiv ausgeglichen. Die Stadt Lennestadt ist aktuell 

keinen aufsichtsrechtlichen Maßnahmen unterworfen. 

Im 10. NKF-Jahr konnte 2016 erstmals wieder eine Ausgleichsrücklage

gebildet werden. Die Jahresabschlüsse der Folgejahre ließen diese weiter

ansteigen, so dass die beschriebene Situation eintrat. 

Feststellung: 

Die Stadt Lennestadt befand sich seit der NKF Einführung in 2007 bis

2015 in einer defizitären Haushaltssituation. In 2016 konnte aufgrund sehr

guter Gewerbesteuererträge erstmals wieder ein Jahresüberschuss erzielt

werden. 

Eine Verstetigung auf steigendem Niveau ist anzustreben, jedoch nur

bedingt beeinflussbar. In den Jahren bis 2019 wurden weitere

Jahresüberschüsse erzielt. Die Entwicklung des Haushaltsjahres 2020

bleibt hingegen abzuwarten. 

Feststellung: 

Die Stadt Lennestadt plant bis zum Ende der mittelfristigen Finanzplanung

2023 mit negativen Ergebnissen. Das vorläufige Ergebnis 2019 beläuft

sich auf rund + zwei Mio. Euro. Die geplanten Fehlbeträge der Jahre 2020

bis 2023 belaufen sich auf -8,6 Mio. Euro. Diese können fast vollständig

aus der Ausgleichsrücklage gedeckt werden.

Die Feststellung ist zutreffend. Angesichts der Pandemie bedingten 

wirtschaftlichen Unsicherheiten bestehen gegenwärtig allerdings 

erhebliche Zweifel, ob dieser Zustand auch bei künftigen Finanzplanungen 

gehalten werden kann. 

Feststellung:

Die Planung der Stadt Lennestadt ist nachvollziehbar und ausgewogen.

Für das Ende der mittelfristigen Planung ergibt sich jedoch ein

zusätzliches Risiko bei den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen. 

Die Umsatzsteueranteile werden darüber hinaus für die Jahre 2021 bis

2023 voraussichtlich geringer ausfallen. Dies ist durch einen aktualisierten

Orientierungsdatenerlass im Januar 2020, nachdem der Haushalt 2020

aufgestellt wurde, bekanntgegeben worden.

Die Prüfung hat zutreffend festgestellt, dass insb. Maßnahmen der

Gebäudeunterhaltung im 3. Folgejahr objektbezogen idR noch nicht

feststehen. Die Mittelfristplanung sieht in diesen Fällen nur einen

pauschalen Mindestbedarf vor. Im Januar des Planjahres aktualisierte

Orientierungsdaten können nicht mehr berücksichtigt werden, wenn der

Haushalt bereits im Dezember verabschiedet wurde. 

Feststellung:

5 53

Die Eigenkapitalausstattung der Stadt Lennestadt ist überdurchschnittlich.

Die Ausgleichsrücklage Ende 2019 mit rund 8,4 Mio. Euro bietet eine gute

Pufferfunktion.

Das Eigenkapital konnte unter dem Eindruck der positiven

Jahresabschlüsse seit 2016 wieder aufgebaut werden. Auch unter

Einbeziehung des Ergebnisses 2019 bleibt es noch 15 % unter dem Wert

aus der Eröffnungsbilanz. Die mittelfristige Finanzplanung (siehe

Feststellung 3) lässt ein weiteres Anwachsen gegenwärtig leider nicht

erwarten.

1 Finanzen 44

2 45

3 50

4 50
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1 Finanzen 44

Feststellung:

6 55

Die Schulden und Verbindlichkeiten der Stadt Lennestadt sind insgesamt

sowohl im Kernhaushalt als auch im Konzern unterdurchschnittlich. Die

Investitionskredite sollen jedoch im Planungszeitraum um 18 Mio. Euro

ansteigen (Stand 2019: 23 Mio. Euro). Die Kredite stehen im Wesentlichen

im Zusammenhang mit Investitionsmaßnahmen bei den Gebäuden und

den Straßen. Bei den Stadtwerken steigen die Investitionskredite um 15,6

Mio. Euro (Stand 2018: 9,7 Mio. Euro).

Die Investitionskredite der Stadt Lennestadt lagen Ende 2012 bei 21,9

Mio. €. Unter dem Eindruck reger Investitionstätigkeit in die städt.

Infrastruktur und eines außerordentlich hohen Investitionsbedarfs zum

Erwerb und zur Errichtung von Flüchtlingsunterkünften erreichten die

Schulden Ende 2017 den bislang höchsten Stand von 28,2 Mio. €. Dieser

konnte in den Jahren 2018/2019 um 5,3 auf 22,9 Mio. € zurückgeführt

werden. Der Schuldenstand der Stadtwerke ist im gleichen Zeitraum um

0,25 Mio. € auf 9,1 Mio. € angewachsen. Dies unter Berücksichtigung,

dass allein für die umfangreichen Arbeiten zur Wasserversorgung

Saalhausen Kreditaufnahmen von 3 Mio. € erforderlich waren. Beim Blick

auf die Pro-Kopf-Verschuldung steht die Stadt Lennestadt damit

interkommunal günstig dar. Der Investitionsbedarf wird absehbar hoch

bleiben, demzufolge weisen die Finanzplanungen von Stadt und

Stadtwerken auch für die Folgejahre erheblichen

Fremdfinanzierungsbedarf aus.

Feststellung:

Reinvestitionsbedarf erkennt die gpaNRW insbesondere bei den

Gebäuden. Bei den Kanälen ergibt sich Investitionsbedarf aufgrund des

Abwasserbeseitigungskonzeptes.

Die Gründe für die hohe Zahl städt. Immobilien sind auf Seite 63 des

Prüfungsberichtes zutreffend dargestellt. Der Zustand dieses

Gebäudebestandes und der Reinvestitionsbedarf sind bekannt. Nach

Stabilisierung der Diskussion um die Schulstandorte ist gegenwärtig eine

Vielzahl von Bau- und Sanierungsmaßnahmen im Gange bzw. in Planung.

Mithilfe des Investitionspakts zur Förderung von Sportstätten sollen

kurzfristig drei Schulsporthallen saniert werden. Nach Um- und Neubau

von zwei Feuerwehrgerätehäusern steht der Bau zwei weiterer kurz bevor;

ebenso wie die Lagerhallen des Bau- und Betriebshofes. Das Museum der

Stadt Lennestadt steht ebenfalls kurz vor einer umfangreichen

Neukonzeption und Sanierung. Von den Wohngebäuden wird sich die

Stadt sukzessive trennen und das alte Bahnhofsgebäude in Meggen

wurde zwischenzeitlich abgerissen. Somit dürfte sich das Gesamtbild der

Abnutzungsgrade in absehbarer Zeit deutlich verbessern. Hierzu werden

auch die Regelungen des neuen § 36 KomHVO beitragen, wodurch die

Darstellung von bestimmten Sanierungs-maßnahmen als Investition

erleichtert wurde.

Die Stadtwerke werden ihren aus dem Abwasserbeseitigungskonzept

abgeleiteten Reinvestitionsbedarf unter Berücksichtigung der

Auswirkungen auf die Gebührenentwicklung konsequent umsetzen. 

Feststellung:

Die gesetzliche Frist zur körperlichen Inventur der Straßen wurde durch

die Stadt Lennestadt nicht eingehalten.

Die Stadt Lennestadt strebt für 2021 eine neue Zustandserfassung der

Verkehrsflächen zur Erstellung einer Straßendatenbank an. Infolge dessen

werden auch die gesetzlichen Anforderungen an eine körperliche Inventur

gem. § 30 (2) KomHVO erfüllt (siehe lfd. Nr. 91 f zum Teilbericht

Verkehrsflächen).

7
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Feststellung:

Die Stadt Lennestadt hält die Frist für die Anzeige der Haushaltssatzung

nicht ein. Die Jahresabschlüsse werden ebenfalls nicht regelmäßig in der

gesetzlichen Frist auf- und festgestellt.

Die Stadt Lennestadt bringt ihren Haushaltsentwurf in aller Regel so ein,

dass die Beschlussfassung in der Dezember-Sitzung erfolgt. In

Abhängigkeit vom Sitzungstermin erfolgt die Anzeige der

Haushaltssatzung idR im Januar. Nach entsprechender Routine mit der

2017 neu eingeführten Finanz-Software beabsichtige ich den

Jahresabschluss 2020 fristgerecht bis zum 31.12.2021 feststellen zu

lassen.

Feststellung:

Dem Haupt- und Finanzausschuss wird einmal jährlich über die finanzielle 

Situation der Stadt berichtet und unterjährig bei besonderen Anlässen. 

Außerdem wird regelmäßig über die Entwicklungen der Steuereinnahmen 

und der Liquidität berichtet.

Alle Vorlagen für die Rats- und Ausschuss-sitzungen enthalten einen

separaten Teil „Finanzielle Auswirkungen“. Darüber hinaus sind die

politischen Gremien durch Beschlussfassungen über Auftragsvergaben u.

ä. permanent in die HH-Ausführung eingebunden. Mit der regelmäßigen

Bekanntgabe der Steuer- und Liquiditätssituation und wesentlicher

haushaltswirtschaftlicher Vorgänge sowie eines Finanz-Zwischenberichtes

im III. Quartal mit Angaben zu Ablauf und Perspektiven der

Haushaltswirtschaft werden die politischen Gremien in ausreichendem

Maße mit finanzwirtschaftlichen Informationen versorgt. Weitergehende

Analysen werden ausdrücklich nicht gewünscht.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte unterjährig in angemessenen Abständen

analysieren, wie sich der Haushalt zum Jahresende entwickeln wird. Nur

so können zeitnah über den Gesamt-haushalt adäquate Gegensteuerungs-

maßnahmen ergriffen werden. 

Über die Haushaltsüberwachung nach § 24 Abs. 1 KomHVO sind jegliche

Überschreitungen der Aufwands- und Auszahlungsermächtigungen

bekannt und deren Deckung gewährleistet. In diesem Zusammenhang

unterliegt die Entwicklung der Allgemeinen Deckungsmittel besonderer

Aufmerksamkeit, so dass jederzeit steuernd eingegriffen werden kann.

Feststellung:

Die Stadt benötigt die künftig geplanten Gewerbesteuererträge sowie

Erträge aus dem kommunalen Finanzausgleich, um positive

Jahresergebnisse erzielen zu können. Die Abhängigkeit von

konjunkturassoziierten Positionen steigt im Planungszeitraum.

Es ist zutreffend, dass die Stadt Lennestadt auf die Realisierung der

Erträge in der Finanzplanung setzt. Diese sind ganz wesentlich, um bspw.

die erheblichen Steigerungen bei der Kreisumlage unter Berücksichtigung

der Finanzplanung des Kreises abbilden zu können.

12 67
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Feststellung:

Die Stadt Lennestadt überträgt regelmäßig konsumtive und investive

Ermächtigungs-übertragungen. Grundsätze über Art, Umfang und Dauer

der Ermächtigungsübertragungen hat die Stadt Lennestadt noch nicht

beschlossen.

Der Umfang der Übertragung von HH-Ermächtigungen ins Folgejahr

orientiert sich im Wesentlichen am Stand der Umsetzung diverser Bau-

und anderer Maßnahmen. Dabei wird grundsätzlich ein strenger Maßstab

angesetzt. Dies wird deutlich an den Aufwandsübertragungen, die im

geprüften Zeitraum einen Durchschnitt von 0,7 % der Ansatzerhöhung

ausmachten. Der vergleichsweise hohe Anteil bei den investiven

Auszahlungen, der sich interkommunal sogar als unterdurchschnittlich

darstellt, ist nicht selten die Folge nicht ausreichender

Personalkapazitäten. Ermächtigungen für noch nicht begonnene

Maßnahmen verfallen idR und werden stattdessen neu veranschlagt.

Ermächtigungen für Aufwendungen nicht zu übertragen, obwohl dies nach

§ 22 Abs. 1 KomHVO ausdrücklich zulässig ist, führt zu einer ungewollten

Einschränkung in der Flexibilität kommunaler Haushaltswirtschaft. 

Empfehlung:

Die Stadt sollte die Übertragung von Ermächtigungen ins Folgejahr in 

einer Dienstanweisung regeln.

Hier bekannte Dienstanweisungen geben weitgehend die gesetzlichen 

Grundlagen wieder oder sprechen von strengen Maßstäben oder 

sorgfältiger Prüfung. Solche "Grundsätze" stellen keine Änderung der 

bisherigen Praxis dar.

Empfehlung:

Die Ermittlung der Folgekosten könnte optimiert werden, um auch die

langfristigen Folgen von Investitionen ausreichend im Blick zu behalten.

Regelungen zu § 13 Abs. 1 KomHVO NRW sollten ergänzend getroffen

werden.

Im Prozess künftiger Investitionsentscheidungen werden die 

wirtschaftlichen Auswirkungen in Form von Folgekosten eine stärkere 

Bedeutung erhalten.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt nutzt verschiedene Quellen in den jeweiligen

Fachbereichen zur Fördermittelrecherche. Nach Angaben der Stadt

könnten eine Intensivierung der Fördermittelrecherche und ein besserer

Gesamtüberblick über förderfähige Maßnahmen die Akquise verbessern.

Als Alternative zur bisherigen Vorgehensweise hat die Stadt Lennestadt

bereits ein Gespräch mit der NRW.Bank geführt. Diese bietet Kommunen

als Serviceleistung kostenlos eine fachliche Beratung an und wird

demzufolge auch von der GPA empfohlen. Eine denkbare Lösung wäre

ein zentraler Fördermanager für alle Bereiche des Hauses. 

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte grundlegende Vorgaben zum Umgang mit

Fördermitteln und deren Akquise formulieren, um einen ausreichenden

Gesamtüberblick zu erzielen.

Eine zusätzliche Stelle "Fördermanagement" wurde zwischenzeitlich 

ausgeschrieben und steht kurz vor der Besetzung. Die 0,5-Stelle wird im 

Bereich 60 (Bauverwaltung/Wohnungsbauförderung) verortet.

Empfehlung:

Die Prüfung von möglichen Fördermöglichkeiten sollte standardisierter

Bestandteil des Planungsprozesses jeder Maßnahme sein.

Planungsprozesse und die Investitionssteuerung der Stadt Lennestadt 

werden seit Jahren an den diversen Förderkulissen ausgerichtet. 
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Feststellung:

Ein Fördermittelcontrolling und Berichtswesen gibt es in Lennestadt nicht. 

Ein strukturiertes Vorgehen bei der Fördermittelbewirtschaftung würde 

unterstützend dazu beitragen Rückforderungen zu vermeiden.

Fördermittelbeantragung, -abruf und  -bewirtschaftung wird in Lennestadt 

seit Jahren erfolgreich, flexibel und gewinnbringend bearbeitet. Ergebnis: 

In den vergangenen 10 Jahren ist es lediglich bei einer Maßnahme zu 

einer anteilsmäßig geringen Rückforderung gekommen. Die zusätzliche 

Stelle wird zur weiteren Optimierung der Prozesse beitragen. 

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte eine Dienst-anweisung oder Richtlinie zur

Förder-bewirtschaftung erlassen. Solche Regelungen schaffen auch bei

Personalwechsel dauerhafte Verbindlichkeit. Hier sollte dann z.B. auch

festgehalten werden, dass die Vergabeordnung zwingend einzuhalten / zu

prüfen ist (vgl. Teilbericht Vergabewesen). 

Nach Implementierung der zusätzlichen Stelle "Fördermanagement" wird 

der Einsatz einer solchen Richtlinie geprüft. Die Vergabeordnung 

einzuhalten ist obligatorischer Bestandteil jeder Stelle.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte eine zentrale Datei oder Datenbank einrichten,

in der sie die wesentlichen Informationen aller Förderprojekte und

Fördermittelanträge einpflegt. Diese würde die fristgemäße Abwicklung der 

Förderbestimmungen, einen personenunabhängigen Wissensstand, ein

einheitliches städtisches Vorgehen und einen besseren Überblick der

Eigenanteile zu den Förderprojekten gewährleisten.

Auch nach Einrichtung der neuen Stelle wird das Fördermittelwesen 

teilweise dezentral bleiben (insb. Antragstellung). Dennoch soll diese 

Stelle mit der notwendigen Expertise einen Überblick über sämtliche 

Förderprojekte haben und entsprechende Aquise betreiben.  Dazu ist der 

Aufbau einer zentralen Datenbank mit allen wesentlichen Informationen 

vorgesehen. 

Empfehlung:

Entscheidungsträger, wie Verwaltungsleitung, Fachausschüsse und der

Rat sollten über den Stand wichtiger Förderprojekte informiert werden. Die

Berichte sollten sich anlassbezogen am Projektfortschritt orientieren.

In Lennestadt besteht die Möglichkeit der Information bspw. im Rahmen 

des Finanz-Zwischenberichts. Darüber hinaus erhält die Politik in den 

jeweiligen Fachausschüssen regelmäßige am Projektfortschritt orientierte 

Informationen. Die Verwaltungsleitung kennt den Stand sämtlicher 

wichtiger Projekte.

Feststellung:

Aufgrund der vorliegenden Beteiligungsstruktur, der wirtschaftlichen

Bedeutung und der aus den Beteiligungen resultierenden Auswirkungen

auf den kommunalen Haushalt ergeben sich aus Sicht der gpaNRW

insgesamt niedrige Anforderungen an das Beteiligungsmanagement.

Feststellung:

Das Beteiligungsportfolio umfasst insg. neun Beteiligungen auf zwei

Beteiligungsebenen. An fünf Beteiligungen ist die Stadt maßgeblich

beteiligt, auf drei davon übt sie beherrschenden Einfluss aus. Die

Komplexität der Beteiligungsstruktur ist damit niedrig.

Feststellung:

Die wirtschaftliche Bedeutung der Beteiligungen in Lennestadt ist als

niedrig einzustufen. Lediglich der Eigenbetrieb Stadtwerke Lennestadt ist

dabei von besonderer Bedeutung.

Der Feststellung wird zugestimmt.

89 Der Feststellung wird zugestimmt.

25 90 Der Feststellung wird zugestimmt.

Beteiligungen 88

19

24

22 76

23

75/76

75

20

21

75



lfd. 

Nr.
Prüfgebiet Seite Feststellung / Empfehlung der GPA Stellungnahme 

1 Finanzen 44

Feststellung:

Der Haushalt der Stadt Lennestadt wird durch die Finanz- und

Leistungsbeziehungen mit den Beteiligungen im Jahr 2018 zwar mit

965.000 Euro belastet, die sich insb. aus den Umlagen an die

Zweckverbände ergeben. Insgesamt betrachtet ist dabei jedoch lediglich

der Eigenbetrieb Stadtwerke Lennestadt von Bedeutung. In den Jahren

2016 und 2017 zeigt sich ein vergleichbares Bild. Die Beteiligungen der

Stadt haben jährlich insgesamt niedrige Auswirkungen auf den

kommunalen Haushalt.

Feststellung:

Die Datenerhebung und -vorhaltung entspricht den Anforderungen, die 

sich aus dem Beteiligungsportfolio der Stadt Lennestadt ergeben.

Empfehlung:

Um schnell und einfach auf die Unterlagen zugreifen und sie

weiterverarbeiten zu können, sollte die Stadt Lennestadt Überlegungen

dahingehend anstellen, sämtliche grundlegenden Unternehmensdaten (z.

B. Satzungen, Gesellschaftsverträge), Abschlüsse und Wirtschaftspläne in

digitaler Form vorzuhalten.

Im Zuge der allgemeinen Digitalisierung liegen die wichtigsten 

Unternehmensdaten und -zahlen mittlerweile in digitaler Form vor.                      

Die 100 %  - Beteiligungen (Stadtwerke und LLS-Gesellschaften) stellen 

ihre Wirtschaftspläne und Jahresabschlüsse bzw. deren Prüfberichte 

digital auf und werden digital in die Entscheidungsgremien gegeben. Die 

Empfehlung ist damit bereits weitgehend umgesetzt.

Feststellung:

Das Berichtswesen der Stadt Lennestadt entspricht überwiegend den

Anforderungen, die sich aus dem Beteiligungsportfolio ergeben.

Der Feststellung wird zugestimmt.

Empfehlung:

Um möglichst zeitnah Informationen über die wirtschaftliche Situation der 

Beteiligungen den Ratsmitgliedern zur Verfügung zu stellen, sollte der 

Beteiligungsbericht zukünftig spätestens zum Ende des auf den 

Berichtsstichtag folgenden Jahres erstellt werden.

Der Beteiligungsbericht war bisher eine Anlage zum Gesamtabschluss.

Die Stadt Lennestadt macht von der größenabhängigen Befreiung des §

116a GO NRW Gebrauch und stellt ab dem Jahr 2019 keinen

Gesamtabschluss mehr auf. Zukünftig soll er gem. § 116a (3) GO NRW

gemeinsam mit dem Jahresabschluss aufgestellt werden. Ziel der Stadt

Lennestadt ist es, den Jahresabschluss spätestens im Dezember des

folgenden Jahres zu beschließen. Dementsprechend wird auch der

Beteiligungsbericht zukünftig zeitnaher erstellt. 

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte die Berichte des Eigenbetriebes Stadtwerke 

um die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen ergänzen. Zudem 

sollte die Berichterstattung quartalsmäßig stattfinden.

Die laufenden Erträge und Aufwendungen der Stadtwerke unterliegen von

ihrem Wesen her nur geringen Schwankungen und es ergeben sich selten

größere Plan/Ist-Abweichungen. Von daher wird auf eine turnusmäßige

Berichterstattung verzichtet und nur bei wesentlichen Veränderungen

informiert. Bei Instandhaltungsaufträgen über 25.000 € erfolgt

grundsätzlich die Beteiligung des Fachausschusses. Eine halbjährliche

Unterrichtung sowie die vorgenannte anlassbezogene Benennung

vereinzelter Plan/Ist-Abweichungen hat sich als vollkommen ausreichend

erwiesen.
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Feststellung:

Für den Prüfzeitraum 2017 / 2018 ist es zutreffend, dass verhältnismäßig

wenige Schülerinnen und Schüler das OGS-Angebot in Anspruch

genommen haben. Allerdings sind die OGS-Standorte bereits zum

Schuljahr 2020 / 2021 von zwei (Altenhundem, Meggen) auf fünf

(zusätzlich Elspe, Oedingen, Maumke) Standorte erweitert und die

Kapazitäten somit deutlich aufgestockt worden. Weitere

Kapazitätserweiterungen sind in Planung und selbstverständlich wird

hierbei ein langfristiger Planungszeitraum, auch im Hinblick auf einen

möglichen Rechtsanspruch auf einen OGS-Platz ab 2025, berücksichtigt.

Gleichwohl wirkt sich die damals noch verhältnismäßig geringe

Teilnahmequote ausdrücklich nicht auf die Wirtschaftlichkeit des

Angebotes aus, da die Stadt Lennestadt, zusammen mit den

Kooperationspartnern, schon immer Wert darauf gelegt hat, den Eltern mit

den Betreuungsformen „Schule von acht bis eins“ bzw. „Sonstige

Betreuungsgruppe“ auch andere Betreuungsangebote zu unterbreiten.

Diese werden sehr stark nachgefragt und sind in der Durchführung

deutlich günstiger.

Vielen Eltern reicht es aktuell aus, wenn ihr Kind in diesen

Betreuungsformen bis 13 Uhr bzw. bei den Hausaufgaben bis Ende der 6.

Unterrichtsstunde betreut wird. Die Stadt Lennestadt sieht diese Angebote

somit nicht als Konkurrenz zum OGS-Angebot, sondern als sinnvolle

Ergänzung, die sich neben den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen

insbesondere am Elternwillen orientiert.

Die Ergebnisse der in 2019 für das Schuljahr 2020/2021 durchgeführten

Ausschreibung zur Übernahme der OGS-Trägerschaft haben gezeigt, dass 

die Durchführungsträger die „Sonstigen Betreuungsgruppen“ deutlich

günstiger als die OGS-Plätze anbieten. Bei den anzugebenden Kosten pro

Kind und Schuljahr betrugen die Kosten für die „OGS-Plätze“ das 4 bis 10-

fache der Kosten je Platz in der „Sonstigen Betreuungsgruppe“.

Auch wenn man berücksichtigt, dass die Träger bei ihren Angeboten ggf.

mit Mischkalkulationen arbeiten, zeigt dieses Beispiel deutlich, dass eine

rein wirtschaftliche Betrachtung des OGS-Angebotes nur eine begrenzte

Aussagekraft hat. Ein Gesamtbild ergibt sich nur, wenn alle

Betreuungsformen einbezogen werden. 

103

In der Stadt Lennestadt nehmen weniger Schülerinnen und Schüler das 

Betreuungsangebot der OGS in Anspruch als in den 

Vergleichskommunen. Die niedrige Teilnahmequote und damit die 

Auslastung an der OGS, kann sich auf die Wirtschaftlichkeit des OGS-

Angebotes auswirken.
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Empfehlung:

Die Ausgestaltung des OGS-Angebotes und sonstiger Betreuungsformen

sollte Bestandteil langfristiger Planungen der Stadt Lennestadt sein.

Auf vorstehende Ausführungen wird Bezug genommen. Ergänzend ist 

festzustellen, dass der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales 

mit der Vorlage 2002/2021 am 09.02.2021 umfassende Informationen 

über die im Bereich der Offenen Ganztagsbetreuung an den Grundschulen 

der Stadt Lennestadt mit einem Planungshorizont bis zum Schuljahr 

2025/2026 zu erwartenden Betreuungsbedarf und einem daraus 

resultierenden Ausbaubedarf unter Berücksichtigung personeller als auch 

finanzieller Ressourcen erhalten hat.                               

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt hat die Durchführung der OGS an freie Träger

vergeben. Im Zuge der Ausweitung des OGS-Angebotes zum Schuljahr

2020/2021 hat die Stadt eine beschränkte Ausschreibung durchgeführt.

Das bewertet die gpaNRW positiv.

Der Feststellung wird zugestimmt.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt bringt sich aktiv in die Ausgestaltung und Umsetzung

der OGS-Betreuung ein. Aus Sicht der gpaNRW ist es positiv zu werten,

dass Sie das Handeln nicht ausschließlich den Durchführungsträgern

überlasst.

Der Feststellung wird zugestimmt.

Feststellung:

Derzeit wird der Ressourceneinsatz für die Aufgabe OGS nicht transparent

dargestellt. Die Erträge und Aufwendungen werden über das Produkt

Grundschulen verbucht.

Empfehlungen:

Die Stadt Lennestadt sollte die Erträge und Aufwendungen für die OGS in

einem separaten Produkt oder Kostenstelle abbilden. So kann eine gute

Steuerungsgrundlage geschaffen werden.

Feststellung:

Positiv hervorzuheben ist, dass die Stadt Lennestadt bereits Finanzdaten,

Bedarfs- und Belegungsdaten für den Bereich der OGS auswertet und für

Haushalts- und Steuerungszwecke verwendet.

Empfehlung:

Ergänzend zu den bisherigen Auswertungen, könnte die Stadt Lennestadt

die Kennzahlen aus diesem Bericht verwenden und fortschreiben. Ebenso

wäre ein Berichtswesen empfehlenswert. Hierdurch kann für Verwaltung

und Politik noch mehr Transparenz geschaffen werden.

Die Empfehlung ist vom Bereich Finanzen in Absprache mit dem Bereich 

Schulen durch Einrichtung von Kostenstellen im Produkt Grundschulen 

umgesetzt worden.

Der Bereich Schulen und Sport prüft, welche der Kennzahlen für ein 

Berichtswesen aussagekräftig sein könnten. Auf dieser Grundlage ließen 

sich die politischen Gremien bedarfsgerecht informieren.
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Feststellung:

Die vergleichsweise hohen Transferaufwendungen an die

Durchführungsträger resultieren aus den erhöhten Qualitätsstandards, die

Lennestadt im Rahmen der früheren Kooperationsvereinbarungen und der

aktuellen Ausschreibung an die Durchführungsträger stellt.

Die Stadt Lennestadt ist an einer kreisweiten Arbeitsgruppe beteiligt, die

u.a. diese Qualitätsstandards formuliert. Hier geht es z.B. darum, dass der

Durchführungsträger mit einer qualifizierten Standortleitung und einem

angemessenen Betreuungsschlüssel arbeitet. Zudem soll der

Durchführungsträger sein Angebot mit dem pädagogischen Konzept der

Schule verzahnen und Projekte nach Möglichkeit mit ortsansässigen

Vereinen und Institutionen durchführen. Diese Anforderungen gehen über

den rechtlichen Mindestrahmen hinaus und sind dementsprechend

konstenintensiver. 

Die höheren Gebäudeaufwendungen je OGS-Schüler müssen unter dem

Aspekt der Teilnahmequote und unter Einbeziehung der „Sonstigen

Betreuungsgruppe“ betrachtet werden und relativieren sich im Rahmen

einer Gesamtbetrachtung.

Feststellung:

Die Elternbeitragsquote sowie die Elternbeiträge je OGS-Schüler in der

Stadt Lennestadt sind vergleichsweise niedrig. Ursächlich hierfür sind der

vergleichsweise geringe Pauschalbetrag sowie die festgelegte

Einkommensfreigrenze der Elternbeitragssatzung.

Empfehlung:

Um ihren Finanzierungsanteil an der OGS-Betreuung und damit den

Fehlbetrag zu senken, sollte die Stadt Lennestadt die Eltern-

beitragssatzung anpassen. Sie sollte die Beiträge gestaffelt nach

Einkommensstufen erhöhen, auf eine Beitragsuntergrenze verzichten

sowie den zulässigen Höchstbetrag erheben.

Feststellung:

Im interkommunalen Vergleich sind die Aufwendungen je OGS-Schüler in

Lennestadt überdurchschnittlich hoch. Ursächlich hierfür sind die

vergleichsweise hohen Transferaufwendungen an die freien Träger für die

Durchführung der OGS.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt gehört im interkommunalen Vergleich zu den

Kommunen mit den höchsten Transferleistungen je OGS-Schüler. Dies

liegt an den hohen freiwilligen Leistungen an die Durchführungsträger.

Der hohe Fehlbetrag je OGS-Schüler zeigt, dass die Stadt höhere 

Ressourcen als die meisten anderen Vergleichskommunen einsetzt. 

Ursächlich hierfür sind die hohen Transferaufwendungen an die 

Durchführungsträger der OGS, die höheren Gebäudeaufwendungen je 

OGS-Schüler sowie die niedrigen Elternbeiträge.

Hierzu wird auf die Stellungnahmen zu den lfd. Nrn. 32, 33 und 40 

verwiesen.

Die Informations-Vorlage 2002/2021 (s. lfd. Nr. 33) thematisiert auch die 

Finanzierbarkeit des OGS-Angebotes. Vor dem Hintergrund der GPA-

Prüfung werden darin auch Aussagen zu den Elternbeiträgen getroffen.                                                                                                                      

Aktuell befindet sich die Überarbeitung der Elternbeitragssatzung in der 

politischen Beratung. 
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Feststellung:

Der Anteil der OGS-Gesamtfläche gemessen an der Bruttogrundfläche der

kommunalen Grundschulgebäude, liegt in Lennestadt insgesamt auf

durchschnittlichem Niveau. Dies korrespondiert mit den unauffälligen

Gebäudeaufwendungen je m² OGS-Fläche.

Feststellung:

Das Flächenangebot für die OGS-Betreuung stellt sich an den zwei OGS-

Standorten unterschiedlich dar. Am Standort in Meggen ist das

Flächenangebot sowohl bezogen auf den Anteil der OGS-Gesamtfläche

als auch je OGS-Schüler vergleichsweise hoch.

Feststellung:

Die Fläche je OGS-Schüler in m² BGF in kommunalen Grundschulen mit

OGS-Angebot ist in Lennestadt vergleichsweise hoch. Dies spiegelt sich

auch in den erhöhten Gebäudeaufwendungen je OGS-Schüler wider.

Ursächlich hierfür ist die Verteilung der Gebäude-aufwendungen auf eine

geringe OGS-Teilnehmerzahl.

Feststellung:

Die Organisation der Bauaufsicht der Stadt Lennestadt ist gut. Sie arbeitet

rechtssicher und bestätigt innerhalb der gesetzlichen Frist von zwei

Wochen den Antragseingang. Bei Ermessenentscheidungen könnte die

Erarbeitung eines Kriterienkataloges diese erhöhen.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte einen Kriterienkatalog aufstellen, der eine

Grundlage für sachgerechte Ermessenentscheidungen festgelegt. Zum

Wissenstransfer sollte sie dafür Sorge tragen, dass die getroffenen

Entscheidungen den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Bauaufsicht

zugänglich sind.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte für die Bauaufsicht einen Deckungsgrad bilden

und fortschreiben. So kann sie die Ursache von Veränderungen der

Berechnungsgrößen beobachten und hinterfragen.

Die Ermittlung eines Deckungsgrades ist mit einem gewissen Aufwand 

verbunden. Zugleich besteht nur ein minimaler Einfluss auf die 

Einnahmenseite, da bei der Gebührenfestsetzung nur geringe Spielräume 

bestehen.

Feststellung:

In der Stadt Lennestadt wird eine durchschnittliche Anzahl von

Bauanträgen zurückgenommen.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte den Anteil der zurückgenommenen

Bauanträge jährlich fortschreiben. Bei einem Anstieg der Kennzahl sollte

sie die Ursachen hinterfragen, um steuernd eingreifen zu können.

Unter Hinweis auf die Stellungnahmen zu den lfd. Nrn. 32, 33 und 40

entfalten diese Flächenbetrachtungen eine echte Aussagekraft nur unter

Einbeziehung der „Sonstigen Betreuungsgruppen“.

Die Stadt versucht auf die Zahlen Einfluss zu nehmen, indem die 

Bauherrschaft beraten wird, bevor es zu einem Verfahren kommt. Somit 

werden häufig Anträge zurückgezogen und abgeändert neu gestellt, statt 

den Klageweg zu beschreiten. Angesichts der Feststellung einer im 

interkommunalen Vergleich durchschnittlichen Anzahl zurückgenommener 

Bauanträge erschließt sich die Notwendigkeit der Ermittlung und 

Fortschreibung einer entsprechenden Kennzahl nicht.

Ein "physicher" Kriterienkatalog für sachgerechte Ermessens-

entscheidungen besteht nicht. Es finden aber regelmäßige Abstimmungen 

innerhalb des Bereiches statt, um den gleichen Wissensstand zu haben 

und um einheitliche und sachgerechte Entscheidungen zu treffen. In 

diesem Zusammenhang wird der Katalog an Entscheidungskriterien 

dynamisch fortgeschrieben. Es darf auch nicht verkannt werden, dass sich 

die Spezialität von Einzelfallentscheidungen nicht schablonenhaften 

anhand eines Kataloges beurteilen lässt. Darüber hinaus finden 

regelmäige Abstimmungen mit dem Kreis und der Stadt Olpe statt, auch in 

Bezug auf die Erhebung von Gebühren. Vor einigen Jahren wurden auf 

dieser Grundlage bereits gemeinsame Rahmengebühren festgelegt. 
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Feststellung:

Den Prozess der Baugenehmigung bearbeitet die Stadt größtenteils

digital, dadurch ist eine Einheitlichkeit gegeben. Verantwortungsbereiche

und Entscheidungsbefugnisse für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen hat

die Stadt klar abgegrenzt.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte die Digitalisierung des

Baugenehmigungsverfahrens forcieren, um so den Aufwand für die

doppelte Aktenführung (digital und Papier) zu reduzieren.

Feststellung:

In Lennestadt ist der Prozessablauf des einfachen

Baugenehmigungsverfahrens effektiv gestaltet. Optimierungs-

möglichkeiten ergeben sich nicht.

Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen.

Feststellung:

Die vorhandenen Daten in Lennestadt lassen eine Kennzahlenbildung

sowie einen unmittelbaren interkommunalen Vergleich nicht zu. Die

durchschnittliche Bearbeitungsdauer der Bauanträge in Lennestadt

unterschreitet die Orientierungsgröße von zwölf Wochen.

Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen.

Feststellung:

In Lennestadt ist das Fallaufkommen in Bezug zu den Stellen im 

Betrachtungszeitraum geringer als in anderen Kommunen. Es gab 

mehrere Anträge, die umfangreiche Personalressourcen gebunden haben.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte langfristig die Auslastung der Stellen und die

Entwicklung der Fallzahlen beobachten. Ist generell mit einem geringeren

Fallaufkommen zu rechnen, sollte die Stadt die personelle Auslastung /

den personellen Bedarf hinterfragen und ggf. reagieren.

Feststellung:

Der Digitalisierungsstand in Lennestadt ist hoch. Die Stadt führt eine

nahezu vollständig digitale Bauakte neben der Papierakte. Das

vorhandene Archiv wird fortlaufend digitalisiert.
Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt hat allgemeine Ziele für die Bauaufsicht gebildet.

Kennzahlen bildet sie für den Bereich der Bauaufsicht nicht.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte konkrete Ziele für die Bauaufsicht bilden und

deren Einhaltung mit Hilfe von Kennzahlen überprüfen. Dafür eigenen sich

zum Beispiel die in diesem Bericht dargestellten Kennzahlen, die über

mehrere Jahre fortgeschrieben werden sollten.

Die Digitalisierung hat einen Stand erreicht, dass die Bauherrschaft und 

deren Entwurfsverfasser Anträge digital stellen können. Auch die 

Akteneinsicht durch Externe ist jetzt möglich. 

Fallzahlen alleine lassen eine Aussage über die Auslastung nicht zu. 

Neben den Baugenehmigungsverfahren gibt es weitere Aufgaben für die 

Bauaufsicht, z. B. wiederkehrende Prüfungen, Abgeschlossenheits-

bescheinigungen, Teilungen, Rohbau- und Schlussabnahmen. Wobei die 

Abnahmen schon heute nicht im vorgesehenen Umfang durchgeführt 

werden. Die GPA betrachtet das gesamte für Baugenehmigungen 

eingesetzte Personal. Insofern ist bspw. die Zuständigkeit des Bereichs-

leiters als Mobilitätsmanager für die Stadt Lennestadt außer acht 

geblieben. Darüber hinaus nimmt eine Prüfingenieurin Teilaufgaben für 

den Tiefbau wahr.

Die Stadt bildet nicht nur im Bereich der Bauaufsicht, sondern in 

sämtlichen Bereichen (Budgets) keine Kennzahlen ab, weil eine 

flächendeckende Bildung von Kennzahlen im Haushalt einer Kommune 

unserer Größenordnung keinen erkennbaren Mehrwert bringt.
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Feststellung:

Das Vergabeverfahren in Lennestadt ist dezentral in den Fachbereichen

organisiert, eine zentrale Vergabestelle gibt es nicht. Die vorhandene

Vergabesoftware vereinheitlicht viele Arbeitsschritte und führt so dazu,

dass große Teile rechtssicher bearbeitet werden können. Allerdings fehlt in

vielen Bereichen eine Festlegung von Zuständigkeiten oder

Verfahrensschritten.

Das Vergabewesen ist auch in Lennestadt insoweit bereits zentral

organisiert, als in den Bereichen Hochbau und Tiefbau, die rund 80 % der

Vorgänge umfassen, jeweils eine Kraft mit der Durchführung von

Vergaben befasst ist - ohne Einbindung in die Auftragsabwicklung. Diese

tauschen sich aus und bedienen sich zur vergaberechtskonformen

Abwicklung der gleichen Vergabesoftware. Mit den parallel zur Prüfung

erstellten Leitfäden/Arbeitshilfen für die Durchführung von

Vergabeverfahren wurden die Zuständigkeiten von Vergabestelle und

Bedarfsstelle sowie sämtliche Verfahrensschritte 2020 verbindlich

festgeschrieben. 

Feststellung:

Die örtliche Rechnungsprüfung der Stadt Lennestadt ist in die

Vergabeverfahren ab einer Auftragssumme von 5.000 Euro eingebunden.

In der Vergabeordnung sind zum Beispiel Zuständigkeiten, Aufgaben und

Befugnisse im Rahmen der Submission, von Ausnahmen und bei

Aufhebungen von Vergabeverfahren nicht geregelt.

Die neue Vergabeordnung sieht die Beteiligung der örtlichen

Rechnungsprüfung auch bei Verfehlungen i.S.d. § 5

Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW sowie bei Vergabebeschwerden

und Aufhebung von Vergabeverfahren vor. Zuständigkeiten und Aufgaben

im Rahmen der Submission sowie bei Aufhebungen von Verfahren sind in

den neu erstellten Leitfäden/Arbeitshilfen festgelegt.

Empfehlung:

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte eine zentrale Vergabestelle einrichten. So

kann sie das Fachwissen an einer Stelle bündeln. Gleichzeitig wird der

Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt und die Korruptionsgefahr

minimiert.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte ihre Vergabeordnung zeitnah anpassen, um

eine rechtssichere Handlungsgrundlage zu haben.

Die neue Vergabeordnung ist am 05. Oktober 2020 in Kraft getreten. 

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte die Zuständigkeiten für die verschiedenen 

Aufgaben der Bedarfsstellen und der Vergabestelle schriftlich festlegen.

Für die Durchführung von Vergabeverfahren wurden Leitfäden / 

Arbeitshilfen entwickelt, in denen die Zuständigkeiten für die Aufgaben der 

Bedarfsstellen und der Vergabestelle festgelegt sind.

Die Stadt Lennestadt sollte zur Einhaltung der rechtlichen 

Rahmenbedingungen und zur Korruptionsbekämpfung die 

organisatorische Trennung von Auftragsvergabe und Auftrags-abwicklung 

sicherstellen.

Als Reaktion auf die Prüfung hat kürzlich eine Untersuchung sämtlicher 

Vergabe- und Beschaffungsaktivitäten stattgefunden. Nach Auswertung ist 

vorgesehen, die Vergabekapazitäten sukzessive weiter zu bündeln. Davon 

unberührt bleibt die Durchführung einzelner Vergabemaßnahmen unter 

Einbindung externer Beratungsfirmen oder der beim Kreis Siegen-

Wittgenstein angesiedelten Zentralen Vergabestelle.
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Feststellung:

Die Vorgaben des Korruptionsbekämpfungs-gesetzes NRW werden von

der Stadt Lennestadt grundsätzlich erfüllt. Die Stadt hat vor einigen Jahren

eine Schwachstellenanalyse durchgeführt. Die Stadt hat in der Regel eine

Ausnahme vom Rotationsgebot festgelegt. Die Mitarbeiter werden

regelmäßig auf die Richtlinie zur Korruptionsprävention hingewiesen.

Der Feststellung wird zugestimmt.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte die Schwachstellenanalyse unter Einbeziehung

der Beschäftigten fortschreiben.

Die Schwachstellenanalyse soll im 2. Halbjahr 2021 fortgeschrieben 

werden.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt erfüllt die Anforderungen des § 16 KorruptionsbG

durch die schriftliche Befragung der Stadtverordneten und sachkundigen

Bürger. Die Bekanntmachung der Abfrage mit einem Verweis auf die

Homepage der Stadt erfolgt im Frühsommer 2020.

Der Feststellung wird zugestimmt.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt erhält nur wenige Sponsoringleistungen. Die

Richtlinien zur Korruptionsprävention enthalten Hinweise zum Sponsoring

und dienen dem Schutz der Mitarbeiter vor Korruption. Die Zuständigkeit

für das Sponsoring ist in Lennestadt dezentral organisiert.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte die schriftliche Regelung von Sponsoring

beibehalten und die Verträge zeitlich auf maximal zwei Jahre befristen. Die

Beteiligung des Rechnungs-prüfungsamtes sollte sie schriftlich festhalten.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt hat keine zentrale Organisationseinheit, die für die 

Steuerung von Baumaßnahmen zuständig ist. Ein zentrales 

Bauinvestitionscontrolling mit einer Dienstanweisung gibt es nicht. Es fehlt 

der Stadt an schriftlichen Festlegungen, die das einheitliche Handeln bei 

der Abwicklung von Baumaßnahmen ab dem Zeitpunkt der 

Bedarfsfeststellung dokumentieren.

Feststellung:

Die Bedarfsfeststellung von Maßnahmen erfolgt in Lennestadt in den

einzelnen Bereichen. Diese bringen ihre Datenbestände in den Planungs-

prozess ein. Einen festgeschriebenen einheitlichen Ablauf für die

Bedarfsfeststellung gibt es nicht. Die Betrachtung der Einzelmaßnahmen

durch die gpaNRW zeigt, dass für einige Bereiche Optimierungsbedarf

besteht.

Empfehlung:

Lennestadt sollte festlegen, für welche Maßnahmen ein zentrales

Bauinvestitionscontrolling eingerichtet wird. Dies sollte die Stadt in einer

Richtlinie oder Dienstanweisung implementieren.

Die bisherige Vorgehensweise der Steuerung von Baumaßnahmen in 

fachlichen und projektbezogenen Kompetenzrunden mit 

Bedarfsermittlung, Planung, Bereitstellung von Finanzmitteln, Vergabe und 

Durchführung der Maßnahme bis hin zur Abnahme des Projektes hat sich 

grundsätzlich bewährt.                                                                    

Gleichwohl wird die Stadt Lennestadt die Einführung eines 

Bauinvestitionscontrollings (BIC) beispielhaft anhand mindestens einer 

hinsichtlich Finanzvolumen und Dauer bedeutsamen Investition 

ergebnisoffen prüfen. Die Entscheidung für eine nachhaltige  

Implementierung eines BIC wird auf Grundlage der hieraus gewonnenen 

Erkenntnisse und der Personalintensität getroffen. Hierzu zählt auch die 

Frage der Notwendigkeit von Richtlinien. 

Die Empfehlung wird zum Anlass genommen, die Bediensteten für das 

Thema Sponsoring zu sensibilisieren, damit die Entscheidung über den 

Einsatz von Sponsoring nach einem einheitlichen Verfahren gewährleistet 

ist. Die zeitliche Befristung und die Einbindung der örtlichen 

Rechnungsprüfung werden dabei berücksichtigt.
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Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte einheitliche Anforderungen an die zur

Entscheidung notwendigen Grundlagen, wie Bedarfsplanung,

Kostenermittlung, Zeitplanung bestimmen.

Die Stadt wird die Empfehlung zum Anlass nehmen, die

Entscheidungsgrundlagen für eine Bauinvestitionsplanung, insb. im

Hinblick auf die Bedarfs- und Kostenplanung zu vereinheitlichen und

standardisiert zu dokumentieren. Dieses Verfahren wird in den

kommenden Haushaltsplanungen sukzessive Anwendung finden. 

Feststellung:

Die Schlussrechnungen weichen in Lennestadt in einem geringeren

Umfang von den beauftragten Werten ab, als in den meisten anderen

Kommunen. Dies ist ein Hinweis auf eine gute Bedarfsermittlung der

Bedarfsstellen. Nachträge führen dabei nicht immer zu höheren

Gesamtkosten. Es gibt häufiger Kostenunterschreitungen als

Überschreitungen in Lennestadt.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte an zentraler Stelle die Ursachen für

Abweichungen von der Auftragssumme prüfen und Abweichungen weiter

auf einem niedrigen Stand halten.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt wertet die Nachträge nicht aus, um einen Überblick

über die Höhe der jährlichen Nachträge und die Abweichung vom

Auftragswert zu haben. Sie betrachtet ihre Baumaßnahmen nicht zentral

nach deren Abwicklung. Schriftliche Regelungen zum Ablauf bei

Nachträgen oder Auftragsänderungen gibt es nicht, es richtet sich alles

nach der Zuständigkeitsordnung (Wertgrenzen zur Unterschrift).

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte ihre Nachträge zentral erfassen und die

Abweichungen auswerten. Daraus könnten sich Hinweise auf

Verbesserungsmöglichkeiten ergeben, zum Beispiel bei der

Bedarfsermittlung oder der Leistungsbeschreibung.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt hat ihr Vergabewesen dezentral organisiert. Eine

rechtssichere Durchführung von Vergabeverfahren wird dadurch

erschwert. Verbesserungsbedarf besteht vor allem bei

Bekanntmachungen, einer einheitlichen Dokumentation des

Vergabeverfahrens und der Beteiligung des Rechnungsprüfungsamtes.

Hinsichtlich der Einrichtung einer zentralen Vergabestelle wird auf die 

Ausführungen unter lfd. Nr. 64-65 Bezug genommen. Die neue 

Dienstanweisung sowie die Leitfäden/Arbeitshilfen für die Durchführung 

von Vergabeverfahren beinhalten Festlegungen zur Beteiligung der 

örtlichen Rechnungsprüfung, zu Bekanntmachungs- und 

Dokumentationspflichten.

Empfehlung:

Die Stadt sollte die Auftragserteilung nicht zusätzlich vom Rat beschließen

lassen. Die Entscheidungskriterien stehen bereits vor der Submission fest,

so dass eine Mitteilungsvorlage zur Information des Gremiums ausreichen

würde.

Die Abläufe sind in der Weise verändert worden, dass nur noch ein 

Vergabebeschluss erfolgt. Die politischen Gremien werden zu einem 

späteren Zeitpunkt über das Ergebnis der Ausschreibung informiert. 

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte die Informationen an unterlegene Bieter 

gemäß den Vorgaben der VOB vornehmen und dokumentieren.

Die Durchführung sowie die Dokumentation der Informationspflichten

wurden durch verschiedene Maßnahmen (Festlegung in Leitfäden,

standardisierte Vordrucke etc.) in die Verfahrensabläufe implementiert.

Auf vorstehende Stellungnahme wird Bezug genommen. 
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Die Tatsache, dass Schlussrechnungen in Lennestadt in einem deutlich 

geringeren Umfang von den Auftragswerten abweichen als in den meisten 

anderen Kommunen belegt die gründliche Vorarbeit der 

Ausschreibungsstellen. Insoweit hält die Stadt Lennestadt die Einrichtung 

einer zentralen Stelle zur Erfassung und Auswertung von Nachträgen für 

entbehrlich. Die Nachträge werden dezentral in den Bereichen erfasst und 

mit Blick auf die Minimierung des Nachtragspotentials dort auch 

ausgewertet.
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Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte auch bei Nachträgen mit einem einheitlichen

Ablauf/Leitfaden sicherstellen, dass alle erforderlichen Verfahrensschritte

und Zustimmungen vorliegen und dokumentiert sind.

Die neue Vergabeordnung enthält Regelungen hinsichtlich der Beteiligung

der örtlichen Rechnungsprüfung bei Nachträgen. Ein zusätzlicher

Leitfaden, der den einheitlichen Umgang mit Nachträgen festlegt, ist in

Arbeit.

Empfehlung:

Die neu erstellten Leitfäden zu Vergabeverfahren stellen sicher, dass in 

jedem Vergabeverfahren eine Kostenschätzung durchgeführt wird.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte einheitliche ausführliche Vergabevermerke

innerhalb der Stadtverwaltung und der Eigenbetriebe verwenden. Durch

eine vollständige Dokumentation, auch von Punkten, die bei einer

Ausschreibung möglicherweise entfallen, wie die Zulassung von

Nebenangeboten, wird die Rechtssicherheit erhöht.

Für die verschiedenen Vergabeverfahren wurden Leitfäden entwickelt, die

sämtliche Verfahrensschritte von der Festlegung des

Bedarfsgegenstandes über die Submission bis zur Abnahme festlegen.

Diese Arbeitshilfen bilden die Grundlage für die Erstellung der

Vergabevermerke, erhöhen die einheitliche Verfahrensweise und damit

auch die Rechtssicherheit. Darüber hinaus, steht den Mitarbeiterinnen  und 

Mitarbeitern ein „standardisierter“ Vordruck für einen Vergabevermerk zur

Verfügung.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte bei der Erstellung der Leistungsverzeichnisse

darauf hinwirken, dass diese so genau wie möglich erstellt werden.

Möglicherweise kann ein Bauinvestitions-Controlling mit einer detaillierten

Erfassung von Maßnahmen dabei helfen.

In den Leitfäden/Arbeitshilfen für Vergaben wurde auf die gesetzlichen

Anforderungen an eine Leistungsbeschreibung hingewiesen. 

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte für freihändige Vergaben einen

Vordruck/Leitfaden anfertigen, mit dem freihändige Vergaben rechtssicher

abgewickelt werden können und keine Verfahrensschritte ausgelassen

werden.

Ein solcher Leitfaden wurde entwickelt und findet Anwendung.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte zukünftig, die ex ante

Bekanntmachungspflichten erfüllen.

Die Arbeitshilfen/Leitfäden für Vergabeverfahren enthalten die

entsprechenden Regelungen hinsichtlich der Informationspflichten.

Darüber hinaus wurden standardisierte Vordrucke zur Veröffentlichung

erstellt und ein standardisiertes Verfahren zur Umsetzung implementiert.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte sicherstellen, dass die ex post

Veröffentlichungen erfolgen und in der jeweiligen Vergabeakte

dokumentiert werden.

Auf vorstehende Stellungnahme wird Bezug genommen.

Die Stadt Lennestadt sollte für jede Maßnahme eine Kostenschätzung als 

Grundleistung der Planung haben. Die Kostenschätzung ist Grundlage für 

Entscheidungen über die Art des Vergabeverfahrens und wichtiger 

Baustein eines Bauinvestitions-Controllings.
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Feststellung:

Mit den ihr vorliegenden lückenhaften Daten kann die Stadt Lennestadt ihr

Erhaltungsmanagement nicht zielgerichtet steuern.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte ihre Datenlage zu den Verkehrsflächen

aktualisieren und, wie in diesem Bericht erläutert, deutlich verbessern.

(vgl. Straßendatenbank).

Feststellung:

Der Stadt Lennestadt fehlt die Grundlage, um die Erhaltung ihrer

Verkehrsflächen systematisch und nachhaltig steuern zu können.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte schnellstmöglich damit beginnen, eine

vollständige Datengrundlage zu ihren Straßen und Wirtschaftswegen

aufzubauen.

Empfehlung:

Feststellung:

Mit den derzeit vorhandenen Daten kann die Stadt Lennestadt den

Ressourcenverbrauch für ihre Verkehrsflächen nicht vollständig abbilden.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte den vollständigen Ressourcenverbrauch für

ihre Verkehrsflächen transparent darstellen. Einzubeziehen sind sämtliche

Kosten im Zusammenhang mit der Unterhaltung der Verkehrsflächen.

Feststellung:

In Lennestadt lässt sich der Erfolg der momentanen Erhaltungsstrategie

nicht über Kennzahlen messen oder steuern.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte ihre langfristige Strategie schriftlich fixieren und

um strategische Zielvorgaben ergänzen. Die Verwaltungsführung sollte die

Gesamtstrategie mittragen und versuchen, sie tatsächlich langfristig

beizubehalten.

Um zu keiner Zeit die Verkehrssicherheit auf ihren Straßen und 

Wirtschaftswegen zu gefährden, sollte die Stadt Lennestadt zukünftig 

regelmäßig diese Flächen kontrollieren. Die Art und Weise sollte sie 

schriftlich in einer Dienstanweisung regeln.

Ein Bedarf für eine kleinteiligere Darstellung des Ressourcenverbrauchs 

für Verkehrsflächen wird nicht gesehen. Auf Basis der Erkenntnisse aus 

der Straßendatenbank werden die Bereiche Tiefbau und Finanzen prüfen, 

ob hieraus Optimierungspotential abgeleitet werden kann.

Die Kontrolle der Verkehrssicherheit der Straßen und Wege erfolgt 

regelmäßig im Umfang verfügbarer Personalressourcen. In den 

vergangenen Jahren hat es kaum Unfälle oder Beschwerden gegeben, die 

auf eine Vernachlässigung in der Überwachung der Flächen 

zurückzuführen gewesen wären.                                                                    

Soll die Überprüfung zukünftig hingegen über eine Dienstanweisung mit 

zeitlichen Vorgaben erfolgen, würde dies unweigerlich zu erheblichem 

Personalmehrbedarf führen. Unter dieser Voraussetzung ist davon 

auszugehen, dass für die regelmäßige Streckenkontrolle einer Kommune 

dieser Größenordnung zwei zusätzliche Mitarbeiter benötigt werden.

Auf vorstehende Stellungnahme wird Bezug genommen.

Wie im Bericht zutreffend festgestellt, steht die Stadt Lennestadt mit einem 

Leistungsanbieter in Kontakt. Nach Rechtskraft des Haushalts im März 

2021 laufen derzeit die Vorbereitungen für eine Vergabe.
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Verkehrs-
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Die Stadt Lennestadt hat eine langfristige Strategie, wie sie mit den zur

Verfügung stehenden Mitteln die Erhaltung und Unterhaltung der Straßen

gestalten will. Diese Strategie wird regelmäßig innerhalb einer

Arbeitsgruppe diskutiert und angepasst. Sofern die notwendigen

Finanzmittel zur Verfügung stehen, ist das Ziel „Straßen analog der

Abschreibung verkehrssicher zu unterhalten“ erreichbar. In den letzten

Jahren, wo entspr. Mittel zur Verfügung standen, konnte man das den

Verkehrsflächen auch ansehen.
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Feststellung:

Das Aufbruchmanagement der Stadt Lennestadt kann in wesentlichen

Prozessschritten verbessert werden. Vor allem digitale Elemente können

den Prozess vereinheitlichen und in Vertretungsfällen für ein

ordnungsgemäßes und fachgerechtes Verfahren sorgen.

Empfehlung:

Lennestadt sollte im Zusammenhang mit der neuen Straßendatenbank

ihre Maßnahmenplanung sowie Maßnahmen Dritter über ein Online-Portal

allen Beteiligten zugänglich machen. So kann sich jeder Versorger

jederzeit über Maßnahmen informieren. Auch sollten über das Portal

beabsichtigte Aufbrüche an die Verwaltung herangetragen werden

können.

Empfehlung:

Die wesentlichen Informationen zu genehmigten Aufbrüchen, wie z.B.

Zeitraum, Vorhabenträger, Dokumentation des Ausgangszustands, sollte

Lennestadt zukünftig in der Straßendatenbank hinterlegen.

Empfehlung:

Der für die Kontrolle des Aufbruchs zuständige Mitarbeitende sollte zudem

Zugriff auf die Straßendatenbank haben, um Genehmigungen einzusehen

und Kontrollen sofort im System zu dokumentieren.

Die Empfehlung wird unter Bezugnahme auf vorstehende Stellungnahme 

umgesetzt.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt muss sicherstellen, dass die

Genehmigungsverfügung zum Aufbruch alle rechtlich vorgeschriebenen

Bestandteile enthält. Ein Vordruck bzw. eine Muster-E-Mail ist hierfür

ratsam.

Die Erstellung und Verwendung eines Vordrucks wird in die Überlegungen

der stetigen Optimierungsplanungen einfließen.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte Kriterien festlegen, bei welchen Aufbrüchen sie

den Ausgangszustand aufnimmt und ob sie dies allein oder zusammen mit

dem Vorhabenträger vornimmt.

Das bisherige Verfahren einer sporadischen Kontrolle von Straßen-

aufbrüchen hat sich bewährt. Die Stadt Lennestadt sieht keine 

Veranlassung, hierfür besondere Kriterien zu definieren. 

Empfehlung:

Mithilfe des digitalen Aufbruchmanagements sollte Lennestadt zukünftig

nachhalten, ob eine Baubeginnanzeige eingeht, ob sie rechtzeitig eingeht

und ob die Angaben mit der Genehmigung übereinstimmen. Den

Baubeginn sollte sie zudem digital hinterlegen.

Die Möglichkeiten und die Vor- und Nachteile bzw. Aufwand und Nutzen

werden bei der Aufstellung der Straßendatenbank berücksichtigt.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte objektive Kriterien definieren, nach denen die

Vorortkontrollen von Aufbrüchen festgelegt werden. Dies können

beispielsweise Umfang der Maßnahmen oder Alter, Zustand und Art der

Straße bzw. des Wirtschaftswegs sein. Besonderheiten wie Häufigkeit,

Fehler bei vorherigen Baustellen oder auch „Bauchgefühl“ sollten in die

Auswahl einfließen. Die Auswahl sollte Lennestadt schließlich festhalten,

idealerweise in der Straßendatenbank.

Auf vorstehende Stellungnahme wird Bezug genommen.
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Inwieweit im Zusammenhang mit der neuen Straßendatenbank 

Möglichkeiten bestehen, Information öffentlich bekannt zu geben, 

Aufbrüche zu verwalten, Genehmigungen zu erteilen und Kontrollen 

einzupflegen, bleibt abzuwarten. Diese Möglichkeiten wurden bereits 

thematisiert und werden auch Gegenstand der weiteren Überlegungen für 

einen optimalen Einsatz der Straßendatenbank sein.
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Empfehlung:

Langfristig sollte Lennestadt ihre zukünftige Straßendatenbank so

aufbauen, dass Angaben zu den Kontrollen, wie Auswahlentscheidung,

Datum, Ergebnis und ggf. Mängel, in der Datenbank hinterlegt werden

können.

Die Anregung wird nach Etablierung der Straßendatenbank aufgegriffen.

Empfehlung:

In die Straßendatenbank sollte Lennestadt ebenfalls die Ab- und

Übernahmen eintragen. Informationen aus diesem Schritt wie Fotos,

Zustände des Aufbaus etc. sollte sie hinterlegen. Um das

Verwaltungshandeln noch weiter zu unterstützen, sollte eine elektronische

Wiedervorlage für die Gewährleistungsabnahme implementiert werden.

Auf vorstehende Stellungnahme wird Bezug genommen.

Empfehlung:

Setzt die Stadt Lennestadt die Empfehlung zu den Straßenbegehungen

um, sollte sie die Kontrolle der Aufbruchstellen in ihre Regelungen

aufnehmen. Zukünftig sollte die Straßendatenbank den Arbeitsablauf auch

in diesem Punkt unterstützen.

Auf vorstehende Stellungnahme wird Bezug genommen. Der 

Unterstützungseffekt wird auch von hier gesehen.

Empfehlung:

Im Rahmen einer vollumfänglichen Straßendatenbank sollte Lennestadt

schlussendlich alle Informationen zur Gewährleistungsabnahme

hinterlegen.

Auf vorstehende Stellungnahme wird Bezug genommen.

Feststellung:

Verkehrsflächen- und Finanzmanagement können in Lennestadt zukünftig

enger miteinander verzahnt werden.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte in der künftigen Datenbank die Rechte so

definieren, dass auch Mitarbeitende der Kämmerei auf das System

zugreifen können. Leserechte können ausreichen, um die benötigten

Informationen einsehen und z.B. in der Anlagenbuchhaltung verarbeiten

zu können. Ebenso sollte der Tiefbaubereich Informationen aus der

Anlagenbuchhaltung abrufen können.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt ist seit der Eröffnungsbilanz 2007 den gesetzlichen

Anforderungen an eine körperliche Inventur nicht gerecht geworden.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte eine körperliche Inventur ihrer Verkehrsflächen

mit der anstehenden Zustandserfassung verbinden. Ziel muss es sein, den

Datenbestand in der Anlagenbuchhaltung an die neuen Erkenntnisse

anzupassen.

Feststellung:

Aus den örtlichen Gegebenheiten könnten sich belastende Faktoren für

die Verkehrsflächenunterhaltung in Lennestadt ergeben.

Der Feststellung wird zugestimmt.

Feststellung:

Sowohl bei den Straßen als auch den Wirtschaftswegen in Lennestadt gibt

es einen stetigen Werteverzehr.

Der Feststellung wird zugestimmt.

Durch die erneute Zustandserfassung für die Straßendatenbank werden

auch die gesetzlichen Anforderungen an eine körperliche Inventur erfüllt.

Der Bereich Finanzen wurde bereits frühzeitig in die Auswahl einer 

möglichen Straßendatenbank einbezogen. Insofern wurden auch Themen 

wie Schnittstelle zwischen dem Finanz- und Verkehrsflächenmanagement 

als auch Zugriffsmöglichkeiten von Beginn an berücksichtigt.
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Feststellung:

In Lennestadt deutet das Alter der Verkehrsflächen zurzeit noch nicht auf

einen Investitionsbedarf hin. Bereits 2006 deutete der Zustand der

Wirtschaftswege auf ein Risiko für einen langfristigen Vermögenserhalt

hin.

Die Bewertung der Wirtschaftswege wurde aus tatsächlichen und

strategischen Gegebenheiten 2006 sehr vorsichtig vorgenommen. Ein

erhöhter Investitionsbedarf wird hier aktuell nicht gesehen.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt muss sich mit einer neuen Zustandserfassung ein

aktuelles Bild über ihre Verkehrsflächen schaffen. Auf Basis der Zustände

sollte sie notwendige Erhaltungsmaßnahmen erarbeiten.

Durch die Zustandserfassung und die neue Straßendatenbank werden die

Voraussetzungen hierfür geschaffen.

Feststellung:

Die Unterhaltung der Verkehrsflächen in Lennestadt tendiert in den letzten

Jahren in eine auskömmlichere Richtung, welche zudem langfristig

anzustreben ist. Risikobehaftet könnte jedoch die Unterhaltung der

Wirtschaftswege sein.

Die Unterhaltung der Wirtschaftswege ist nach Auffassung der Stadt

Lennestadt auskömmlich. Ein Großteil sogenannter Wirtschaftswege sind

reine Wege der Waldwirtschaft. Ihr Zustand wird nach den derzeit

laufenden weiträumigen Belastungen durch die Abfuhr der Kalamitäten

ohnehin einer besonderen Betrachtung zu unterziehen sein.

Feststellung:

Die Stadt Lennestadt sollte Eigenleistungen und Fremdvergaben zukünftig

über den Aspekt der Wirtschaftlichkeit steuern. Ggf. sollte eine

Entscheidung getroffen werden, den Bauhof nur noch für bestimmte

Erhaltungsarten einzusetzen.

Wird bereits soweit wie möglich angewandt.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte zukünftig die Erhaltungsaufwendungen den

einzelnen Erhaltungsarten zuordnen können.

Die vorhandene Kontenstruktur genügt sowohl den gesetzlichen als auch 

den örtlichen Anforderungen. Auf Anpassungsbedarf wird entsprechend 

reagiert.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte langfristig die Finanzmittel für eine

auskömmliche Unterhaltung einsetzen. Die angestrebte Kontinuität sollte

als Strategie umgesetzt werden.

Der Einsatz von Finanzmitteln zur Unterhaltung der Verkehrsflächen hat

sich in den letzten Jahren auf deutlich höherem Niveau stabilisiert (siehe

Feststellung S. 195), orientiert sich aber auch an den finanziellen

Möglichkeiten.

Empfehlung:

Die Stadt Lennestadt sollte auch ihre Wirtschaftswege in die

Maßnahmenplanung aufnehmen. Eine Kontinuität in der Unterhaltung,

wenn auch in deutlich geringerem Umfang als bei den Straßen, sollte sie

für die Wirtschaftswege ebenfalls anstreben.

Empfehlung:

Durchgeführte Maßnahmen muss die Stadt Lennestadt zukünftig

buchhalterisch abgrenzen. Nur so kann sie verlässlich mit Hilfe der

Straßendatenbank steuern und die Daten in die Anlagenbuchhaltung

übernehmen.

Feststellung:

Es ist davon auszugehen, dass die Stadt Lennestadt die Abschreibungen

nur zu einem geringen Teil in das Vermögen „Straßen und

Wirtschaftswege“ investiert.

Auch bei der Unterhaltung der Wirtschaftswege gab es erste Gespräche 

über den Aufbau eines Wirtschaftswege-Konzeptes. Die 

Rahmenbedingungen zur Aufstellung eines solchen Konzeptes werden im 

zuständigen Fachausschuss vorgestellt. Bereits heute ist erkennbar, dass 

sich neben dem sicherlich zu erzielenden Nutzen auch höhere Kosten 

einstellen werden. Bis zur Vorstellung im Fachausschuss sollten zunächst 

allerdings die umfangreichen Käferholzabfuhren abgewartet werden. 
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